Weihnachtskarten und WeihnachtsgroBe als Problem nach der DSGVO?

Viele Leute fragen mich, ob es noch zulassig ist, Weihnachtskarten oder Weihnachtsgriifle an
Kunden, Lieferanten oder andere Personen zu versenden, oder ob die DSGVO das verbietet.

1. Die DSGVO verbietet keine Weihnachtskarten oder Weihnachtsgriile
In der DSGVO gibt es keine Regelungen zu GrulRkarten oder Glickwiinschen, und daher auch nicht zu
Weihnachtswiinschen. Die Bestimmungen der DSGVO betreffen die Verarbeitung von

personenbezogenen Daten natiirlicher Personen.

2. Wer versendet Weihnachtskarten oder Weihnachtsgriie?
a. Privatpersonen

Wenn eine Privatperson einem Empfanger Weihnachtswiinsche per Post, Email, tiber ein
Messengersystem oder per SMS sendet, dann fillt das unter die sog. Haushaltsausnahme (oder
Haushaltsprivileg oder Bagatellklausel genannt) der DSGVO, wenn das ausschlielich aus
personlichen oder familidren Griinden erfolgt.

Art 2 Abs 2 lit c DSGVO normiert:

Diese Verordnung findet keine Anwendung auf die Verarbeitung personenbezogener Daten
durch natiirliche Personen zur Ausiibung ausschliefSlich persénlicher oder familiéirer
Téitigkeiten
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Die DSGVO ist auf rein personliche oder familidre Tatigkeiten gar nicht anwendbar, so zB auch auf
den privaten Geburtstagskalender oder private Kontaktdatenbanken in Smartphones oder im Email-
System. Diese Bestimmung ist als Ausnahmebestimmung restriktiv auszulegen, sodass zB eine
Videoliberwachung, die auch den 6ffentlichen Raum (zB Gehsteig in engen Grenzen) mitumfasst,
oder eine Dash-Cam, die das Verkehrsgeschehen rund um den PKW aufzeichnet, unter die
datenschutzrechtlichen Vorgaben der DSGVO fillt.

Das Versenden von Weihnachtskarten von einer Privatperson, und zwar unabhangig vom gewahlten
Kommunikationskanal, fallt mE nicht in den Anwendungsbereich der DSGVO.

b. Organisationen (Unternehmen, Vereine, politische Parteien etc...)

Organisationen, gleich ob diese unternehmerisch téatig sind, oder nicht, konnen sich nicht auf die
Haushaltsausnahme berufen. Wenn diese daher ihre Kunden- oder sonstigen Personendatenbanken
oder Excel-Listen mit Namen und Adressen oder Karteikarten nutzen, um den Empfangern
WeihnachtsgriiBe zu senden, dann fillt diese Tatigkeit als ,Verarbeitung” in den
Anwendungsbereich der DSGVO, und zwar unabhangig davon, ob eine separate
,Weihnachtskartenversandliste” gefiihrt wird, oder die Kontaktdaten, die in den Kunden- oder
Lieferantenstammdaten der Buchhaltung dafiir genutzt wird.
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3. Priifschema fiir die Zulassigkeit der Verarbeitung ,, Weihnachtskartenversendung”

Um datenschutzrechtlich zuldssig zu sein, muss der Verantwortliche, dh diejenige Organisation, die
sich entscheidet, WeihnachtsgriiRe zu versenden, einen Zweck definieren. Der Zweck wird bei der
Versendung von Weihnachtskarten die Kundenbindung oder Lieferantenbindung, die
Offentlichkeitsarbeit bzw. tatsichlich die Zusendung von GruBkarten sein. Das LfDI BW gibt als
Zweck an:

8. Versand [...] Grul3karten
Ihre Adressdaten sind uns [...] bekannt. Sie werden vom LfDI ausschlie8lich intern dazu

verwendet, um [...] Sie aus besonderem Anlass anzusprechen.

Aus Griinden der Datenminimierung diirfen nur diejenigen Daten verarbeitet werden, die fir die
konkrete Verarbeitung notwendig ist. Werden daher die WeihnachtsgriiRe per Post versendet, dann
ist das Name und die postalische Adresse und bei der Zusendung auf anderen Wegen der jeweilige
Kommunikationskanal.

Ein weitere wichtiger Punkt ist, dass sich der Verantwortliche (= Versender der Weihnachtskarten)
Gber die konkrete Rechtsgrundlage Gedanken macht.

Da es keine gesetzliche Verpflichtung (Art 6 Abs 1 lit c DSGVO) gibt, Weihnachtskarten zu versenden,
und diese Tatigkeit auch nicht im lebenswichtigen Interesse einer natiirlichen Person liegt (Art 6 Abs
1 lit d DSGVO) und auch keine 6ffentliche Aufgabe darstellt oder nicht im 6ffentlichen Interesse
erfolgt (Art 6 Abs 1 lit e DSGVO). Auch die Vertragsbeziehung zur natiirlichen Person, die die
Weihnachtskarte erhélt, macht es nicht erforderlich iSd Art 6 Abs 1 lit b DSGVO, dieser eine
Weihnachtskarte zu senden.

Es verbleiben als mogliche Grundlagen:

e Art 6 Abs 1 lit a DSGVO — die jederzeit widerrufbare, informierte und freiwillige Einwilligung
des Empfangers.

e Art 6 Abs 1 lit f DSGVO — das berechtigte Interesse des Verantwortlichen oder einer dritten
Person, sofern die Interessen der Empfanger der Weihnachtskarten nicht iberwiegen.

Wenn zB ein Empfanger eine ausreichende Marketingeinwilligung gegeben hat, dann wird diese
auch die Zusendung von Weihnachtskarten umfassen. An den Newsletter-Verteiler kdnnen daher auf
Basis einer ausreichenden Einwilligung nicht nur Produktinformationen oder Informationen tber
Neuigkeiten, sondern auch WeihnachtsgriRe versendet werden. Ein Widerruf der Einwilligung, die
bewirkt, dass der Empfanger keine derartigen Zusendungen mehr erhalten, und die Verarbeitung der
Daten fiir diesen konkreten Zweck nicht mehr erfolgen darf, muss auch fiir die Zusendung von
Weihnachtskarten respektiert werden.

Wenn der Versender von der Zielgruppe, zB weil es sich um Lieferanten oder Wunschkunden
handelt, mit denen noch kein Kontakt bestanden hat, keine Einwilligung hat (oder diese nicht
nachweisen kann), dann kann sich der Verantwortliche uU auf das ,berechtigte Interesse” iSd Art 6
Abs 1 lit f DSGVO stiitzen.

Das berechtigte Interesse ist die Kunden- bzw. Lieferantenbindung bzw. Offentlichkeitsarbeit,
letztlich Marketing fiir die eigene Organisation, um diese ins Gedachtnis der Kunden, Lieferanten
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und sonstigen Empfanger der Weihnachtskarten zu rufen, und eine positive Reaktion bei diesen zu
bewirken.

ErwG 47 S 7 DSGVO bezieht sich auf Marketing, und fihrt aus:

Die Verarbeitung personenbezogener Daten zum Zwecke der Direktwerbung kann
als eine einem berechtigten Interesse dienende Verarbeitung betrachtet werden.

Immer wenn ein Verantwortlicher sich auf das , berechtigte Interesse” stiitzt, ist eine
Interessensabwagung mit den Rechten und Freiheiten der natiirlichen Personen, die von der
Verarbeitung betroffen sind, durchzufihren.

In der ,,Orientierungshilfe der Aufsichtsbehérden zur Verarbeitung von personenbezogenen Daten fiir
Zwecke der Direktwerbung unter Geltung der Datenschutz-Grundverordnung” der deutschen
Datenschutzkonferenz werden Beispiele flr die Interessensabwagung bei MarketingmalRnahmen
gegeben.

Unter Punkt 1.3.1. wird darauf verwiesen, dass schutzwiirdige Interessen nicht Gberwiegen werden,
wenn an alle Kunden (ohne Selektion) postalisch ein Werbekatalog versendet wird. Dies auf
WeihnachtsgriiRe umgelegt, ist daher die postalische Zusendung von Weihnachtskarten an alle
Kunden (ohne Selektion) zuldssig.

Ab dem Zeitpunkt, in dem sich der Verantwortliche entschlieRt, eine Selektion vorzunehmen, dh zB
eine Kategorisierung der Empfanger der Weihnachtskarten vornimmt, ist die Sachlage bereits
diffiziler.

Der Verantwortliche kann ein Selektionskriterium wahlen (zB eine bestimmte UmsatzgroRRe oder
eine bestimmte Dauer einer Kunden- oder Lieferantenbeziehung etc...) und dieser Zielgruppe
Weihnachtskarten senden. Wenn sich aus dem Kriterium der Selektion kein zusatzlicher
Erkenntnisgewinn ergibt (so die DSK), wird die Interessensabwdagung zugunsten des Verantwortlichen
ausgehen.

Erfolgt die Selektion automatisiert und kommt es zur Erstellung von Profilen, Verhaltensprognosen
oder Analysen, die zu zusatzlichen Informationen fiir den Verantwortlichen fiihren, dann wird das
Interesse der betroffenen Personen, dieser Selektion nicht zu unterliegen, die Interessen des
Verantwortlichen tGiberwiegen. Das , berechtigte Interesse” iSd Art 6 Abs 1 lit f DSGVO wird nicht
mehr ausreichen, diese Vorgehensweise zu rechtfertigen, und eine Einwilligung wird notig sein. Bei
der Vorsortierung der Empfangerkreise der Weihnachtskarten ist jedoch eher davon auszugehen,
dass es nicht zur Erstellung von Profilen oder dhnlichem kommt, das dem Verantwortlichen neue
Erkenntnisse liber die Empfanger der Karten bringt.

4. Die Schlussfolgerung daraus

Weihnachtskarten diirfen auf Grundlage einer Einwilligung oder des berechtigtem Interesse (auch
mit einer Vorselektion der Empfangerkreise) — aus datenschutzrechtlicher Sicht - versendet werden.

Zu beachten ist, dass bei der Verwendung des , berechtigten Interesses” die Empfanger auf das
Widerspruchsrecht gem. Art 21 Abs 4 DSGVO hinzuweisen sind, und ein Widerspruch auch
respektiert werden muss. Es handelt sich um ein absolutes Widerspruchsrecht.

Das ,berechtigte Interesse” ist auch konkret in der Datenschutzinformation anzugeben, und bei der
erstmaligen Versendung von Weihnachtskarten nach dem 25.05.2018 an ,,neue” betroffene
Personen sind diese auch iSd Art 13 DSGVO (bei direkter Datenerhebung und Zweckdnderung) oder
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Art 14 DSGVO (zB Zukauf von Adressdaten, Recherche von potentiellen Kunden als Zielgruppe fir
Weihnachtskarten) zu informieren.

5. Versendung von Weihnachtskarten per Email oder andere elektronische Medien
a. Vorrang des Telekommunikationsgesetzes vor der DSGVO

In der DSGVO finden sich keinerlei Bestimmungen zur Frage, auf welche Art und Weise Personen von
Organisationen kontaktiert werden dirfen oder sollen. Es gibt jedoch eine unterschiedliche
Behandlung von Briefsendungen und die Verwendung von Medien der elektronischen
Kommunikation.

Wenn ein Verantwortlicher Medien der elektronischen Kommunikation (Telefon, Telefax, Email,
Messengerdienste) verwendet, dann sind die Regelungen des Telekommunikationsgesetz (TKG) zu
beachten. Im Bescheid der DSB zum Standard-Pur-Abo vom 30.11.2018 (zum Zeitpunkt der
Veroffentlichung dieses Beitrages noch nicht rechtskraftig) wird auf den Vorrang des TKG vor der
DSGVO ausdriicklich Bezug genommen. Die DSB geht davon aus, dass die Regelungen des TKG den
Regelungen der DSGVO als lex specialis (Spezialregelung) vorgehen.

b. Versendung von Emails nach TKG — ,,Direktwerbung”
Das TKG enthalt fiir die Versendung von Emails eine Spezialregelung in § 107 Abs 2 und Abs 3 TKG.

Danach ist die ,Zusendung einer elektronischen Post — einschlieBlich SMS — ist ohne vorherige
Einwilligung des Empfangers unzuldssig, wenn die Zusendung zu Zwecken der Direktwerbung
erfolgt.”

Zu klaren ist daher lediglich, ob die Zusendung von Weihnachtskarten (per elektronischer Post oder
SMS) als ,,Direktwerbung” iSd § 107 Abs 2 TKG zu qualifizieren ist. Die DSB hatte sich bereits mit der
Auslegung des Begriffes zu beschaftigen:

Der Begriff des Telefonmarketing bzw. der Direktwerbung ist laut den Gesetzesmaterialen
zum TKG 2003 weit und umfassend auszulegen, weshalb unter dem Begriff Direktwerbung
jeder Inhalt zu verstehen ist, der fiir ein bestimmtes Produkt, aber auch fiir eine bestimmte
Idee, einschliefllich bestimmter politischer Anliegen, wirbt oder dafiir Argumente liefert
(128dB XXII. GP).

Zudem hat auch der Oberste Gerichtshof - in Orientierung an den Gesetzesmaterialien -
wiederholt die Auffassung vertreten, dass der Begriff der Direktwerbung weit auszulegen ist.
Er erfasst jede elektronische Post, die fiir ein bestimmtes Produkt, aber auch fiir eine
bestimmte Idee (einschliefllich politischer Anliegen) wirbt oder dafiir Argumente liefert;
darunter fdllt etwa auch jede Mafsnahme, die dazu dient, auf ein eigenes Bedlirfnis und die
Modglichkeit seiner Befriedigung hinzuweisen, wobei auch schon die Anregung zur
Inanspruchnahme bestimmter Leistungen diesem Begriff unterstellt werden kann; dabei
hindert auch die Gestaltung als Newsletter oder Informations-Mail die Qualifikation als
Werbung nicht (vgl. OGH vom 30. September 2009, GZ 7 Ob168/09w).

Die dt. DSK hat sich ebenfalls dazu Gedanken gemacht, und verweist auch auf die RL 2006/114/EG
Uber irrefiihrende und verlgeichende Werbung, die Werbung als ,,jede Auferung bei der Ausiibung
eines Handels, Gewerbes, Handwerkes oder freien Berufs mit dem Ziel den Absatz von Waren oder die
Erbringung von Dienstleistungen, einschliefSlich unbeweglicher Sachen, Rechte und Verpflichtungen,

Seite - 5 -

09.12.2018 14:52


https://www.dataprotect.at/2018/12/07/payortrack-die-entscheidung-der-dsb-nicht-rechtskräftig/
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?ResultFunctionToken=2fba181c-c075-4912-b80b-2f4cbb855b37&Position=1&Abfrage=Dsk&Entscheidungsart=Undefined&Organ=Undefined&SucheNachRechtssatz=True&SucheNachText=True&GZ=&VonDatum=01.01.1990&BisDatum=09.12.2018&Norm=&ImRisSeitVonDatum=&ImRisSeitBisDatum=&ImRisSeit=Undefined&ResultPageSize=100&Suchworte=Direktwerbung&Dokumentnummer=DSBT_20170321_DSB_D215_937_0003_DSB_2017_00

zu fordern,” definiert. Explizit nimmt die DSK auch auf ,, Geburtstags- oder Weihnachtsmailings"
Bezug und qualifiziert diese als WerbemaRBnahme, da jede Kontaktaufnahme zur Absatzférderung
aber auch um Ziele bekannt zu machen oder zu férdern, als Werbung zu qualifizieren ist, und auch
Informationen, die dazu dienen, die eigene Organisation bei den Empfangern bekannt zu machen
oder positiv in Erinnerung zu rufen Werbung darstellen.

Da § 107 Abs 2 TKG die Einwilligung zur Versendung von Emails (elektronischer Post) erfordert, kann
daher das ,berechtigte Interesse”, das nach der DSGVO fiir MarketingmaRnahmen verwendet
werden kann, und zu einer Widerspruchsmoglichkeit fiir die betroffenen Personen fiihrt, im
Anwendungsbereich des TKG nicht verwendet werden, um Weihnachtsgriille zu versenden.

Die Sonderregelung des § 107 Abs 3 TKG (Emailwerbung gegeniiber Bestandskunden fir eigene
gleiche oder ahnliche Produkte oder Dienstleistungen) kann nicht verwendet werden, um die
WeihnachtsgriiBe zu versenden, sofern diese der Weihnachtsgruf$ nicht gleichzeitig eine
WerbemaRnahme fiir eigene gleiche oder dhnliche Produkte und Dienstleistungen umfasst, und die
engen Grenzen des § 107 Abs 3 TKG (Hinweis bei Datenerhebung; Abgleich mit der § 7 ECG-Liste)
erfillt sind.

6. Fazit
a. Weihnachtskarten per Post:

Die Zusendung von Weihnachtskarten per Post ist zuldssig, da das berechtigte
Interesse iSd Art 6 Abs 1 lit f DSGVO verwendet werden kann, sofern keine
automatisierte Selektion der Empfanger erfolgt, aus der sich auch weitere
Erkenntnisse flr den Verantwortlichen ergeben. Dies bewirkt erhdhte
Informationspflichten und ein Widerspruchsrecht der Empfanger.
Wenn die Empfanger eine Einwilligung zur Zusendung von Werbeinformationen
erteilt haben, dann kann auch die Einwilligung als Grundlage in Frage kommen.

b. Weihnachtskarten per Email:
Die Zusendung auf diese Art ist keine Frage der DSGVO, sondern des § 107 Abs 2 TKG
(Einwilligung erforderlich) oder des § 107 Abs 3 TKG (Bestandskundenwerbung per
Email).
Eine Einwilligung wird fiir die Zusendung von Weihnachtsgrifen per Email
erforderlich sein, sofern die Zusendung nicht mit einer MarketingmaBnahme, fiir die
die Verwendung der elektronischen Post-Adresse iSd § 107 Abs 3 TKG verbunden
werden kann.

P.S. auch eine Aufsichtsbehorde in Deutschland versendet Weihnachtskarten:

https://www.trendsmap.com/twitter/tweet/1070304903220903936
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